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Das öffentliche Beschaffungswesen ist ein 
bedeutender Wirtschaftszweig der Schweiz. 
Mit einem Beschaffungsvolumen von insge-
samt rund 34 Mrd. Franken (2003) entspre-
chen die Ausgaben von Bund, Kantonen und 
Gemeinden für öffentliche Bauten, Waren 
und Dienstleistungen ungefähr 25% der 
Staatsausgaben und 8% des Bruttoinland-
produkts.1 Dabei weisen die Kantone und 
Gemeinden mit rund 80% den grössten An-
teil an den öffentlichen Beschaffungen auf, 
während auf den Bund etwa 20% entfallen.2 
Die Ausgaben für öffentliche Bauten betra-
gen etwa die Hälfte des Gesamtsubmissions-
volumens.

Das öffentliche Beschaffungswesen  
im Wandel

Die Vergabe öffentlicher Aufträge wurde 
in vielen Schweizer Kantonen über Jahr-
zehnte als Mittel der Wirtschaftspolitik be-
trachtet. Bei der Beschaffung standen nicht 
die Wirtschaftlichkeit im Vordergrund, son-
dern der Schutz und die Förderung der hei-
mischen Wirtschaft. Die Beschaffungsmärkte 
waren insbesondere vom Protektionismus 
und mangelnder Wettbewerbsorientierung 
geprägt, mit nicht unerheblichen Folgen für 
die Struktur einzelner Branchen und mit 
Auswirkungen auf die Vergabepreise. Die 
Schweizer Bauwirtschaft war davon beson-
ders betroffen, weil der Anteil der öffent-
lichen Baunachfrage an der Gesamtbaunach-
frage überdurchschnittlich hoch ist. In 
Kantonen mit preisstützenden und protekti-
onistischen Vergaberichtlinien war die Bau-
wirtschaft durch Überkapazitäten gekenn-
zeichnet. Zudem wurde ein Preisaufschlag 
auf die Vergabepreise vermutet. Felder 
(1994)3 konnte erstmals die Höhe der Preis-
differenz zwischen Unternehmen aus wett-
bewerbs- und nicht-wettbewerbsorientierten 
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Im nachfolgenden Artikel werden 

die Resultate eines Gutachtens  

zu den Auswirkungen eines libe-

ralisierten öffentlichen Beschaf-

fungswesens in der Schweiz auf 

die Bauwirtschaft im Zeitraum 

von 1990 bis 2006 zusammenge-

fasst. Das Gutachten quantifiziert 

die Wirkung von wettbewerbshin-

derlichen Vergabekriterien mit-

hilfe einer Effizienzfrontanalyse 

von Bauunternehmen auf der 

Grundlage der Wertschöpfungs-

statistik. Es zeigt sich, dass die 

Einführung kompetitiver Submis-

sionsrichtlinien zu einer Senkung 

der Vergabepreise geführt hat. 

Trotz der Verbesserungen im Sub-

missionsverfahren bleibt aber 

noch Raum für weitere Liberali-

sierungsschritte.

1 Vgl. www.efd.admin.ch, Dokumentation, Zahlen und Fak-
ten, Faktenblätter, Bau und Logistik, Revision des Be-
schaffungsrechts des Bundes.

2 Vgl. Schweizerische Bau-, Planungs- und Umweltdirek-
toren-Konferenz BPUK (2008), Totalrevision des Bun-
desgesetzes über das öffentliche Beschaffungswesen: 
Stellungnahme der Kantone, www.bpuk.ch, 25.09.2008.

3 Felder, S. (1994), Auswirkungen der öffentlichen Verga-
bepolitik auf den Wettbewerbspreis in der Bauwirtschaft, 
Zeitschrift für Volkswirtschaft und Statistik 1994, Vol. 
130 (2), S. 171–191.

4 Vgl. www.goek.wiwi.uni-due.de, Publikationen.

Eine konsequente Wettbewerbsausrichtung der öffentlichen Beschaffungen senkt auf signifikante Weise die Kosten. 
 Bild: Keystone
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rungen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
seit 1990 dargestellt. Das Gutachten quantifi-
ziert die Wirkung von wettbewerbshinder-
lichen Vergabekriterien für den Zeitraum 
1990 bis 2006. Als den Wettbewerb limitie-
rende Faktoren berücksichtigt wurden das 
Zuschlagskriterium (Zuschlag zum güns tigs-
ten Preis gegenüber einem schwächeren Kri-
terium), die Beschränkung des Zugangs aus-
serkantonaler Unternehmen und der Einfluss 
von Verbänden auf die öffentliche Beschaffung. 
Die entsprechende Einteilung der kantonalen 
Submissionsordnungen zu Beginn und am 
Ende der Untersuchungsperiode ist in Tabel-
le 1 zusammengefasst.

Auswirkungen der Liberalisierung  
und Harmonisierung

Im Zuge der Liberalisierung des Submis-
sionsrechts auf Ebene des Bundes und der 
Kantone wurden protektionistische Handels-
schranken und wettbewerbsfeindliche Zu-

 1990 2006

  Protek- Einfluss der  Summe  Protek- Einfluss der Summe 
Kanton Zuschlag tionismus Verbände 1990 Zuschlag tionismus Verbände 2006

Aargau 0 1 1 2 1 0 0 1

Appenzell Aussenrhoden 0 0 0 0 1 0 0 1

Appenzell Innenrhoden – – – – 0 0 1 1

Basel-Landschaft 1 0 1 2 1 0 0 2

Basel–Stadt 0 0 0 0 1 0 0 2

Bern 1 1 1 3 0 1 1 3

Freiburg 0 0 1 1 1 0 1 3

Genf 0 0 1 1 0 0 0 0

Glarus – – – – 1 1 0 2

Graubünden 0 0 0 0 1 0 1 1

Jura 1 0 1 2 0 0 0 1

Luzern 1 0 1 2 1 0 0 2

Neuenburg – – – – 0 0 1 1

Nidwalden – – – – 1 0 0 2

Obwalden 1 0 1 2 1 0 0 2

St. Gallen 0 0 0 0 0 0 0 1

Schaffhausen 1 0 1 2 1 0 0 2

Solothurn 0 0 0 0 1 1 0 2

Schwyz 1 1 1 3 1 0 0 1

Thurgau 1 1 1 3 1 1 1 3

Tessin 0 0 0 0 0 0 0 0

Uri 0 0 0 0 1 1 0 2

Waadt 0 0 0 0 1 1 0 3

Wallis 0 0 1 1 0 1 1 3

Zug 1 1 1 3 1 0 0 2

Zürich 1 1 1 3 1 1 0 3

Durchschnitt 0.5 0.33 0.58 1.3 0.75 0.5 0.17 2

Tabelle 1

Bewertung der kantonalen Zuschlagskriterien, 1990 und 2006 
(Wettbewerbsorientierung = 1, Abweichung vom Wettbewerbsprinzip = 0)

 Quellen: Finsinger und Felder, 1986; Felder, 1994;  
Felder, Podgorski / Die Volkswirtschaft

Anmerkungen: Für das Jahr 1990 wurden beim Kriterium «Einfluss der Verbände» die Ergebnisse von Finsinger und Felder (1986)  
aus dem Jahr 1983 übernommen. Für das Jahr 1990 fehlen die Angaben für die Kantone Appenzell Innerrhoden, Glarus, Neuenburg  
und Nidwalden, weil die Kantone zu diesem Zeitpunkt keine Submissionsverordnungen erlassen hatten.

 Vor der Harmonisierung Nach der Harmonisierung 
In % 1990–1999a 2000–2006a

Zuschlag 4.83 1.17

Protektionismus –7.73 4.11

Einfluss der Verbände 1.93 –1.52

Total –0.96 3.76

Tabelle 2

Preiswirkung von wettbewerbshinderlichen Vergabekriterien

 Quelle: Felder, Podgorski / Die Volkswirtschafta Diese Zeiträume sind insofern nicht zu eng zu sehen,  
als die Kantone zwischen 1996 und 2002 nach und nach 
ihre Submissionsverordnungen reformierten.

Kantonen für die 1980er-Jahre bestimmen: 
seinerzeit geschätzte 6,3%. Seit Mitte der 
1990er-Jahre vollzieht sich in der Schweiz je-
doch ein fundamentaler Wandel im öffent-
lichen Beschaffungswesen. Das Vergaberecht 
wurde in mehreren Schritten liberalisiert 
und über die Kantone hinweg harmonisiert. 

Im hier zusammengefassten Gutachten 
zuhanden des Staatssekretariats für Wirt-
schaft (Seco)4 wurden die rechtlichen und 
ökonomischen Entwicklungen und Verände-
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auf den Baupreis aus (–7,7%). Nach der Re-
form erhöht der Protektionismus, nun ope-
rationalisiert mit hohen Schwellenwerten bei 
der beschränkten und freihändigen Vergabe, 
den Baupreis um 4,1%. Der Einfluss der Ver-
bände steigerte die Baupreise in der ers ten 
Periode (über das Mittel der Richtofferten) 
um 1,9% und senkte sie in der zweiten (über 
die Nicht-Anerkennung von ausserkanto-
nalen Listen) um 1,5%. Insgesamt ist der 
Einfluss der Verbände nach der Harmonisie-
rung der Submissionsverordnungen zurück-
gegangen.

Die Werte der einzelnen Koeffizienten 
sind nicht unabhängig voneinander zu inter-
pretieren. Im ersten Zeitabschnitt wird der 
Preisunterschied zwischen kompetitiven 
Kantonen und nicht-kompetitiven vor allem 
durch das Zuschlagskriterium erklärt. In der 
zweiten Periode ist es das Protektionismus-
Kriterium (kein Unterschreiten der Schwel-
lenwerte für die beschränkte und freihändige 
Vergabe gemäss IVöB5). Tatsächlich wurden 
im Zuge der Harmonisierung der öffent-
lichen Vergabe in einzelnen Kantonen die 
Schwellenwerte für die beschränkte und frei-
händige Vergabe angehoben. 

Einer besonderen Erklärung bedürfen die 
–7,7% Preiswirkung der Bevorzugung einhei-
mischer Bieter. Dieses Ergebnis für die erste 
Periode dürfte auf die anhaltend ungünstige 
Konjunktur zu Beginn der 1990er-Jahre zu-
rückzuführen sein, die gerade in nicht wett-
bewerbsorientierten Kantonen den Preiswett-
bewerb in der Bauwirtschaft forcierte, da bei 
mangelnden Wettbewerb ja tendenziell mehr 
Überkapazitäten gehalten werden, mithin im 
Übergang zu neuen Nachfrage- und Wett-
bewerbsverhältnissen eine grössere Struktur-
anpassung anstand. 

Nimmt man die Wirkung aller drei Ver-
gabekriterien zusammen, ergeben sich in der 
Periode ab 1999 noch Preissteigerungen von 
3,8% durch Vergabeordnungen mit gerin-
gerer Wettbewerbsorientierung. Gegenüber 
der Untersuchung für die 1980er-Jahre ist für 
2000–2006 ein Rückgang der preistreibenden 
Wirkung einer nichtkompetitiven öffent-
lichen Beschaffung um 40% (von 6,3% auf 
3,8%) zu verzeichnen. Der weiterhin beste-
hende signifikante Preisunterschied zeigt je-
doch an, dass mit Hilfe einer konsequenten 
Wettbewerbsausrichtung der kantonalen Zu-
schlagskriterien die Kosten der öffentlichen 
Beschaffung weiter gesenkt werden könnten.

Auswirkungen auf die Schweizer 
 Bauwirtschaft

Das Gutachten untersuchte zudem die re-
lative Auftragslage der Bauwirtschaft in den 
Kantonen im Zeitraum zwischen 1990 und 

schlagskriterien abgebaut. Die in der Unter-
suchung durchgeführten Schätzungen zur 
Wirkung der Zuschlagsregeln auf den Preis 
für Bauleistungen offenbaren einen Unter-
schied zwischen den Zeiträumen vor und 
nach der Reform der kantonalen Submis-
sionsverordnungen. Über alle Kantone be-
trachtet kann man die Zeiträume 1990 bis 
1999 und 2000 bis 2006 unterscheiden (vgl. 
Tabelle 2). Dieses Ergebnis ist insofern be-
merkenswert, als das Jahr 1996 den Beginn 
einer Harmonisierung der kantonalen Sub-
missionsordnungen markiert. Vor den Refor-
men erhöhte das nichtkompetitive Zuschlag-
kriterium (Vergabe zu einem angemessenen 
Preis) den Preis für Bauleistungen im Durch-
schnitt um 4,8%. Danach reduzierte sich die 
Preiswirkung eines nichtkompetitiven Zu-
schlags auf 1,1%. Die preistreibende Wir-
kung nichtkompetitiver Zuschlagskriterien 
verkleinert sich also mit der Harmonisierung 
der Submissionsordnungen und der Schaf-
fung von Binnenmarktverhältnissen.

Die Ergebnisse zur Wirkung des Protek-
tionismus wie auch des Einflusses der Ver-
bände auf den Preis von Bauleistungen sind 
in den beiden Zeitperioden gegenläufig. Vor 
den Reformen wirkte sich der Protektionis-
mus, operationalisiert durch eine explizite 
Bevorzugung einheimischer Bieter, negativ 

Kasten 1

Data Envelopment Analysis

Zur Bestimmung der Effizienz von Bauunter-
nehmen kam die Data Envelopment Analysis 
(DEA) zur Anwendung. Die DEA ist ein Verfahren 
zur Effizienzmessung, das sich von den parame-
trischen Verfahren der Regression oder des 
Benchmarkings deutlich abhebt. Auf Grund der 
vorliegenden Daten wird für alle zu vergleichen-
den Bauunternehmen ein Index berechnet, der 
sie nach effizient und ineffizient unterscheidet. 
Die mit dem Effizienzbegriff intuitiv verbundene 
Vorstellung eines Verhältnisses zwischen Outputs 
(produzierte Güter) und Inputs (die zur Produk-
tion eingesetzten Mittel) bleibt dabei gewahrt. 

Der Anteil der effizienten Bauunternehmen 
beschreibt innerhalb der «Datenwolke» aller Un-
ternehmen einen umhüllenden Rand, die soge-
nannte Effizienzfront. In der deutschen Überset-
zung hat sich daher statt DEA auch der Begriff 
Effizienz frontanalyse eingebürgert. Die Bewer-
tung der ineffizienten Unternehmen beruht auf 
einem Vergleich ihrer Daten zu der umhüllenden 
Front der effizienten Produktionseinheiten.

Die Effizienzfrontanalyse kann auf eine Viel-
zahl von Problemen angewendet werden und wird 
zum Benchmarking in vielen Bereichen der Wis-
senschaft, Wirtschaft und Politik benutzt. Wir 
verwendeten im Gutachten die sogenannte Out-
put-orientierte DEA-Methode, die untersucht, um 
welchen Faktor der Output bei effizienter Produk-
tion erhöht werden könnte. Die DEA ist kein Mass 
für die absolute Effizienz der Unternehmen, son-

dern ein relatives Effizienzmass, das die Unter-
nehmen mit den Marktführern in Relation bringt. 
Die Effizienzfrontanalyse als relatives Effizienz-
mass kann daher nicht feststellen, ob das effi-
zienteste Unternehmen möglicherweise durch 
mangelnde Regulierung auch Ressourcen ver-
schwendet.

Im Gutachten wurde auf die Wertschöpfungs-
statistik des Bundesamtes für Statistik (BFS) zu-
rückgegriffen, in der die Bilanz- und Erfolgskenn-
zahlen verschiedener Wirtschaftsbereiche erfasst 
sind. Die Verwendung dieser nominellen Grössen 
bei der DEA ist dann identisch mit der Verwen-
dung von Inputmengen, falls für alle Unterneh-
men dieselben Preise gelten. Wenn bei der öf-
fentlichen Vergabe bestimmte Unternehmen be-
vorzugt behandelt werden und der Preis nicht 
mehr das entscheidende Kriterium ist, können 
 diese Unternehmen einen Extragewinn erwirt-
schaften. Daher würden solche Unternehmen 
effi zienter erscheinen als Unternehmen, die in 
einer kompetitiven Umgebung agieren. Gerade 
diese «Scheineffizienz» wurde mit der Effizienz-
frontanalyse im Gutachten ermittelt und zur Be-
stimmung der Preisunterschiede zwischen kom-
petitiven und nicht-kompetitiven Kantonen ge-
nutzt.
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tige Anbieter, die Einführung wettbewerbs-
freundlicher Submissionsverordnungen und 
die teilweise Harmonisierung des Vergabe-
rechts auf kantonaler Ebene einen grossen 
Beitrag dazu geleistet haben, den Preisunter-
schied zwischen den Kantonen abzubauen. 
Die Reformen dürften vorab im Interesse der 
Steuerzahler gewesen sein, weil geringere 
Preise bei der Vergabe die öffentlichen Haus-
halte entlasten. Wie die Analysen zur Unter-
nehmenseffizienz zeigen, dürften sie sich aber 
auch generell volkswirtschaftlich günstig aus-
gewirkt haben. 

Ungeachtet der Erfolge bei der Liberalisie-
rung des öffentlichen Beschaffungswesens 
gibt es weiterhin einige Kritikpunkte und 
mögliche Verbesserungen. Das Schweizer 
Submissionsrecht ist trotz Harmonisierungs-
anstrengungen äusserst komplex und verur-
sacht hohe Kosten für Anbieter und Auftrag-
geber. Zudem ist es teilweise inkonsistent, da 
gewisse Vorgehensweisen auf Stufe Bund er-
laubt und auf kantonaler Ebene verboten 
sind. Aus wettbewerbspolitischen Gründen 
ist auch die mangelnde Nutzung des recht-
lichen Spielraums bei Zuschlag und Schwel-
lenwerten bedenklich. Obwohl die interna-
tionalen Vereinbarungen die ausschliessliche 
Vergabe zum niedrigsten Preis gestatten, nut-
zen die Kantone diese Option in der Regel 
nur bei standardisierten Produkten. Ausser-
dem haben nur die wenigsten Kantone die 
Möglichkeit genutzt, die Schwellenwerte un-
ter die Vorgaben der IVöB zu senken. Kritisch 
ist auch zu sehen, dass weiterhin heimische 
Anbieter den Zuschlag für den Grossteil des 
Submissionsvolumens erhalten. Ausserkanto-
nale Anbieter sind nur selten und auslän-
dische Anbieter noch seltener bei der Vergabe 
erfolgreich. Dahinter könnten sich Probleme 
bei der tatsächlichen Anwendung und Um-
setzung der neuen Rechtsnormen verbergen. 
Überdies werden die Chancen des E-Procure-
ment noch nicht voll genutzt: Zwar sind bald 
alle Kantone auf das Online-Portal simap.ch 
aufgeschaltet, doch oft fehlen wichtige Infor-
mationen über die Ausschreibungen. Alles in 
allem besteht also noch Potenzial für weitere 
Liberalisierungsschritte im öffentlichen Be-
schaffungswesen. 

2006. Es zeigt sich, dass die kantonalen Verga-
beregeln eine Wirkung auf die relative Auf-
tragslage der ansässigen Bauunternehmen 
haben. Die Bautätigkeit erhöht sich in Zeiten 
wachsender Nachfrage in Kantonen mit kom-
petitiven Zuschlagspreisen – aufgrund gerin-
gerer Vorhaltung von Kapazitäten und ra-
scherer Preiswirkung – weniger schnell als in 
Kantonen, in denen der Preis keine heraus-
ragende Rolle beim Zuschlag spielt.

Die Schätzungen bestätigten zudem das 
Ergebnis der früheren Studie, dass die Be-
triebsgrösse nicht entscheidend ist für die 
Effizienz von Bauunternehmen: In der Bau-
wirtschaft können grosse wie kleine Unter-
nehmen gleich effizient produzieren, wenn 
vielleicht auch in etwas anderen Marktseg-
menten. 

Das Ausmass der durchschnittlichen In-
effi  zienz fällt nach 2001 im Vergleich zu den 
1990er-Jahren deutlich geringer aus (vgl. 
Grafik 1). Die Harmonisierung des öffent-
lichen Beschaffungswesens in Richtung einer 
stärkeren Betonung des Wettbewerbs wirkte 
sich neben anderen Faktoren sicher positiv 
auf die Effizienz der Unternehmen aus. 
Nichtsdestotrotz besteht weiterhin Potenzial, 
über einen erhöhten Wettbewerbsdruck die 
durchschnittliche Ineffizienz der Unterneh-
men zu senken. 

Fazit

In Anbetracht der Ergebnisse kann man 
die Liberalisierung des öffentlichen Beschaf-
fungswesens in der Schweiz als Erfolg be-
zeichnen. Es ist davon auszugehen, dass die 
Öffnung der Beschaffungsmärkte für auswär-
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 Quelle: Felder, Podgorski / Die Volkswirtschaft

Grafik 1

Entwicklung der durchschnittlichen Effizienz, 1990–2006

Anmerkung: Effiziente Unternehmen besitzen einen 
DEA-Score von 1.

5 Interkantonale Vereinbarung zum öffentlichen Beschaf-
fungswesen.


